
 
 

 
 

 
 

  
  

   
 

   
   

 

 

 
 

   
 
 

 

 

   

  

 
 

  

 
   

   

    
 

  

  

         
         

 
       

   
       

       
        

   

    

          
         

          

         
           

      

       
         

    

        
   



 

        

        
           

       
      

          
           

 

      
        
      
    
 
   
 

   
   

           
          

        
  

      
      

          
    

           
           

 

     
        
         

        

      
          

     

      

        
          

           
          



 

         
           

        
  

          
         

 

          
         

           
          

        
         

        
          

          

        
         

            
        

         
         

   

        

      
  

       
      

     

     

          
        



 

        

  

 

   
     



  
  

 

 
    

   
    

  
 

  

  

 

       
       
       

           
     

      
        

         
         
          

      
        
         

       
       

  

  

 

 



  
 

  

   
 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 
    

  

  

 
          





        

 
   

   
     

 
  

 
  

 

 

 

 
 

         
        

 

   

           

        
          

             
          
       

       

           
           

           
         

          

         
        

        
           

        
            

           
        

          
       

               
         

          

          



           
       

           
              

       
            

       
 

           
           

          
          

         
 

  
 



 

  

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr 

 Infra I 3  

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen 
der Bundeswehr ▪ Postfach 29 63 ▪ 53019 Bonn   Fontainengraben 200, 53123 Bonn

Postfach 29 63, 53019 Bonn
Telefon: +49 (0)228 5504 - 4596
Telefax: +49 (0)228 5504 - 4597

Bw: 3402 - 4596
BAIUDBwTOEB@bundeswehr.org

  
Stadt Kleve 
Planen und Bauen 
Minoritenplatz 1 
47533 Kleve 
 

 

  

 

Aktenzeichen Bearbeiter/-in Bonn, 

Infra I 3 – 45-60-00 / 
K-III-386-17-BBP 

Herr Nogueira Duarte Mack 13. Juli 2017 

 
 BETREFF Bebauungsplan Nr.2-305-1 für den Bereich Wiesenstr. iIm OT Kellen der Stadt Kleve; 
 

hier: Stellungnahme der Bundeswehr 

 BEZUG. Ihr Schreiben vom 29.06.2017  Ihr Zeichen: 61.1/Ro 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 

von der im Betreff genannten Maßnahme, bei gleichbleibender Sach- und Rechtslage, ist 
die Bundeswehr berührt und betroffen. 
 
Der Planungsbereich liegt im Interessensbereich des Luftverteidigungsgroßraumradars 
(LV-Radar) Marienbaum. 
 
Hierbei gehe ich davon aus, dass bauliche Anlagen –einschl. untergeordneter Gebäudetei-
le- eine Höhe von 30 m über Grund nicht überschreiten. 
 
Sollte entgegen meiner Einschätzung diese Höhe überschritten werden, bitte ich in jedem 
Einzelfall mir die Planungsunterlagen –vor Erteilung einer Baugenehmigung- zur Prüfung 
zuzuleiten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 
 
 
 
Nogueira Duarte Mack 
 



     

 

 
 

 

 
 

 
 

 

   
   

 

   

   

 

   
 
 
 
 

        
    

    
   
       

              
             

            
    

   

           
           

          
         

       

  

          
           

        
 



 
 

   

        
  

 
  

 
  

    

  

    

    
 

 

 
      

    
     

              
    

         

     

            
          

         
       

   

       
          

           
             

      

  

          
          

         
       

   

            

          

              

   

              

   

              

      

               

               



        
     

          

  
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 300865, 40408 Düsseldorf 
 

 

Datum: 26.07.2017 

Seite 1 von 3 

 

Aktenzeichen:  

53.01.04.04-317-321/2017  

bei Antwort bitte angeben 

 

Herr von itter 

Zimmer: 251 

Telefon: 

0211 475-2858 

Telefax: 

0211 475-2790 

Wolfgang.vonitter@ 

brd.nrw.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstgebäude und  

Lieferanschrift: 

Cecilienallee 2,  

40474 Düsseldorf 

Telefon: 0211 475-0 

Telefax: 0211 475-2671 

poststelle@brd.nrw.de 

www.brd.nrw.de 

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

DB bis Düsseldorf Hbf 

U-Bahn Linien U78, U79 

Haltestelle:  

Victoriaplatz/Klever Straße 

 

 

 

 

Bezirksregierung Düsseldorf 

 

Per elektronischer Post 
Stadt  Kleve  
Die Bürgermeisterin 
Postfach 1955  
47517 Kleve 
 
mailto: sylvia.robinson@kleve.de 
 
 
 
BPL Nr. 2-305-1 für den Bereich Wiesenstraße im Ortsteil Kellen  
BPL Nr. 3-320-0 für den Bereich Brodhof/ Keekener Straße/ Schür-
kamp im Ortsteil Rindern 
BPL Nr. 1-173-0 für den Bereich Königsallee/ Bresserbergstraße/ 
Welbershöhe/ Friedhof 
BPL Nr. 1-315-0 für den Bereich Siegertsfraße/ Sackstraße/ Trift-
straße 
BPL Nr. 5-318-0 für den Bereich Kattenwald/ Pastorats-
weg/Eichenwinkel im Ortsteil Reichswalde 
Behördenbeteiligung gem. § 3 (1) i.V.m. § 4 (2) BauGB 
 
Ihre E-Mail/Schreiben vom 29.06.2017, Az: 61.1/Ro 
 
 

Im Rahmen des o.g. Verfahrens haben Sie mich beteiligt und um Stel-

lungnahme gebeten. 

Hinsichtlich der Belange des Verkehrs (Dez. 25) ergeht folgende Stel-

lungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

Hinsichtlich der Belange des Luftverkehrs (Dez. 26) ergeht folgende 

Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

Hinsichtlich der Belange der ländlichen Entwicklung und Bodenordnung 

(Dez. 33) ergeht folgende Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 
 

Hinsichtlich der Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4) 

ergeht folgende Stellungnahme: 

mailto:sylvia.robinson@kleve.de


   
            
  
 
 
 
 
 
 

 

Seite 2 von 3 

Bezirksregierung Düsseldorf 

 
 

 

Gegen die Aufstellung der BPL  Nr. 2-305-1 , Nr. 3-320-0 , Nr. 1-173-0 , 

Nr. 1-315-0 , Nr. 5-318-0 der Stadt Kleve bestehen aus meiner Sicht 

keine Bedenken, da sich im Planungsgebiet meines Wissens keine Bau- 

oder Bodendenkmäler befinden, die im Eigentum oder Nutzungsrecht 

des Landes oder Bundes stehen. 

Zur Wahrung sämtlicher denkmalrechtlicher Belange empfehle ich -falls 

nicht bereits geschehen- die Beteiligung des LVR -Amt für Denkmalpfle-

ge im Rheinland-, Pulheim und des LVR -Amt für Bodendenkmalpflege 

im Rheinland-, Bonn, sowie die zuständige kommunale Untere Denk-

malbehörde zu beteiligen. 

Hinsichtlich der Belange des Landschafts- und Naturschutzes (Dez. 51) 

ergeht folgende Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

Hinsichtlich der Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52) ergeht folgende 

Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

Hinsichtlich der Belange des Immissionsschutzes (Dez. 53) ergeht fol-

gende Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

Hinsichtlich der Belange des Gewässerschutzes (Dez. 54) ergeht fol-

gende Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

Ansprechpartner: 

 Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4) 
Frau Dr. Borgmann, Tel. 0211/475-1334, E-Mail: barbara.borgmann@brd.nrw.de 

Hinweis:  

Diese Stellungnahme erfolgt im Zuge der Beteiligung der Bezirksregie-

rung Düsseldorf als Träger öffentlicher Belange. 

Insofern wurden lediglich diejenigen Fachdezernate beteiligt, denen die-

se Funktion im vorliegenden Verfahren obliegt. Andere Dezernate/Sach-

gebiete haben die von Ihnen vorgelegten Unterlagen daher nicht ge-

prüft. 

mailto:barbara.borgmann@brd.nrw.de
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Bezirksregierung Düsseldorf 

 
 

 

Dies kann dazu führen, dass von mir z.B. in späteren Genehmigungs- 

oder Antragsverfahren auch (Rechts-)Verstöße geltend gemacht werden 

können, die in diesem Schreiben keine Erwähnung finden. 

 

Bitte beachten Sie die Anforderungen an die Form der TÖB-Beteiligung: 

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/TOEB/TOEB.html 

und 

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/PDF/Koordinierung von TOEB Stellungnahmen.pdf 

 
Im Auftrag 

gez. 

Wolfgang von Itter 

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/TOEB/TOEB.html
http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/PDF/Koordinierung_von_TOEB_Stellungnahmen.pdf


       
 

     
    

    
 

 

 
     

    
     

      
  

         
        

   
             

 

    

            
         

      

        
      

             
       
           

       

     
 

     
     

    

  
    

   
 

      
 

 

      

  

    
       

   
        

       
       

       

              



   
               

 

           
        

        

         
       

             
       

          
        

 



   

     

 
 

  

        

 

 

 

 

 
  

  

 

 
 

         
             

     
   

    

           
            

            

  

  
 

  



          

  
 

 
  

 

 
  

   

   

     

        

   
    

            
     

         

        

  
  

 

 
 
 

 
 

 

    
  

    

  
  

  
 

 
 

 

 



   
 

          

 
  

 

          
               

  
      

    

         
        

 

  

 
 

       
       
 

 

   
 

     
  

 
 

 

 
 

 

 



Sehr geehrte Frau Robinson,

die Interessen des Erzbischöflichen Schulfonds Köln sind in den vorgenannten Verfahren nicht betroffen.

Mit freundlichen Grüßen

Erzbischöflicher Schulfonds Köln

Anstalt des öffentlichen Rechts

Müller

Geschäftsführer

50606 Köln

Tel: 0221/ 1642­2277

Fax:                   ­2288

B-Plan 2-305-1 und 3-320-0
Franz-Georg.Mueller 
An:
Sylvia.Robinson
10.07.2017 13:15
Details verbergen 
Von: <Franz-Georg.Mueller@Erzbistum-Koeln.de>
An: <Sylvia.Robinson@kleve.de>

Seite 1 von 1

12.07.2017file:///C:/Users/H600101/AppData/Local/Temp/notes4A2266/~web4180.htm



 
   

   
 

 

 

   
  

 
 
 
  

 

   

         
             

 

   

               

             
            

 

          
     

  

  

 
 

  

 

  

   

 

   

       

  

      

 
         

 

       

 



   

 
     

 
 

 

      
     

    
  

    
   

         

  
 

 

   

   

 

   

 

 

  

  

 

   

   

    

 

  

   

     

 

 

 

 

  

  

 

  
    

  
  

 
 
   

  
     

     



   
  

   

 

   
   
  

  

            

  
   

 
 

   
     

    
   

      

 
 
 

  
  

  

  

  

       

   

         
          

       

           
            
    

        

  
    

 

  

  

              
          

         

        



­ BPl Nr. 2­305­1 Wiesenstr. in Kellen

­ BPl Nr. 3­320­0 Brodhof in Rindern

­ BPl Nr. 1­173­0 Königsallee/ Friedhof

­ BPl Nr. 1­315­0 Siegerstr./Sackstr./Triftstr.

­ BPl Nr. 5­318­0 Kattenwald/Pastoratsweg

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Belange der von hier betreuten Straßen werden durch Ihre Planung nicht negativ berührt. Anregungen 

oder Bedenken werden nicht vorgetragen.

Meine Beteiligung im weiteren Verfahren ist nicht notwendig.

Bei evtl. Fragen stehe ich gern zur Verfügung und verbleibe

Mit freundlichen Grüßen

Uwe Steinberg

Regionalniederlassung Niederrhein

Außenstelle Wesel

Augustastraße 12

46483 Wesel 

Tel.: 0281 / 108­322 

Fax: 0281 / 108­255

E­Mail: uwe.steinberg@strassen.nrw.de

Behördenbeteiligung Bauleitplanung Ihr Schreiben vom 29.06.2017 mit Az. 61.1/Ro
Uwe.Steinberg 
An:
sylvia.robinson
24.07.2017 10:33
Kopie:
Bettina.Rugor-Vries, Ingo.Gerhardt
Details verbergen 
Von: <Uwe.Steinberg@strassen.nrw.de>
An: <sylvia.robinson@kleve.de>
Kopie: <Bettina.Rugor-Vries@strassen.nrw.de>, <Ingo.Gerhardt@strassen.nrw.de>

Seite 1 von 1

24.07.2017file:///C:/Users/H600101/AppData/Local/Temp/notes4A2266/~web0029.htm



 

 

Stadt Kleve 
Die Bürgermeisterin 
Frau Sonja Northing 
Minoritenplatz 1 
47533 Kleve 

 
 

 

 

Stellungnahme zu dem Bebauungsplan Nr. 2-305-1 für den Be-
reich Wiesenstraße 

wir zeigen an, dass 

mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragt hat. 

Gegenstand unserer Beauftragung ist u. a. die beabsichtigte Neu-

aufstellung eines Bebauungsplans für den Bereich Wiesenstraße 

(Bebauungsplan Nr. 2-305-1). 
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I. Standort Emmericher Straße 273, 275 in Kleve 

1. Unsere r des bestehenden Lebensmittelmarktes (Netto) auf 

dem Baugrundstück Emmericher Straße 273, 275 in Kleve. Der Lebensmittelmarkt ge-

nießt Bestandschutz. 

 

Über den unabhängig von einem konkreten Betreiber bestehenden Bestandschutz des 

Marktes an der Emmericher Straße in Kleve hinaus, ist anzumerken, dass u

t mit Bauvoranfrage von 05.12.2016 Erweiterungsabsichten hinsichtlich 

des Marktes dokumentiert hat. 

 

Die Bauvoranfrage zur Erweiterung des bestehenden Lebensmittelmarktes wurde zwar 

von Seiten der Stadt Kleve unter dem 09.05.2017 abgelehnt, jedoch wird das Bauvorha-

ben „E  

im Klagewege weiter verfolgt. Die entsprechende Verpflich-

tungsklage ist bei dem Verwaltungsgericht Düsseldorf

 

2. Für das im  Baugrundstück Emmericher Straße 

 beansprucht der Bebauungsplan der Stadt Kleve Nr. 2-071-2 Geltung. Dieser 

setzt für das Baugrundstück hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung ein Kerngebiet 

fest. Zugleich bestimmt der Bebauungsplan in den textlichen Festsetzungen allerdings, 

dass Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe sowie sonstige großflächige 

Handelsbetriebe im gesamten Bebauungsplangebiet unzulässig sind.  

 

Unabhängig von der Frage, ob der vorgenannte Bebauungsplan wirksam ist, ist die Er-

weiterung des bestehenden Lebensmittelmarktes auf eine Verkaufsfläche von über 800 

qm planungsrechtlich zulässig. Bei dem Bauvorhaben handelt es sich um ein im Sinne 

des § 11 Abs. 3 S. 4 BauNVO atypisches Bauvorhaben. Aufgrund der Atypik kann die 



 

 

3 

 

 

 

Regelvermutung des § 11 Abs. 3 S. 3 BauNVO widerlegt werden. Maßgeblich kommt 

dabei zum Tragen, dass das Bauvorhaben unserer Mandantschaft innerhalb des zentralen 

Versorgungsbereichs „Kellen“ belegen ist. Das Bauvorhaben dient als sog. Magnetbetrieb 

der Erhaltung und Entwicklung des zentralen Versorgungsbereichs und insofern insbe-

sondere der Nahversorgung der Einwohner von Kellen.  

 

3. Darüber hinaus liegt uns der Bebauungsplanentwurf Nr. 1-276-7 vor. Dieser sieht u. a. für 

das eingangs genannte Baugrundstück die Festsetzung eines 

Sondergebietes „Großflächiger Einzelhandel/Nahversorgungszentrum“ vor. In diesem 

Sondergebiet sollen Einzelhandelsbetriebe mit einer maximalen Gesamtverkaufsfläche 

von höchstens 3.500 qm zulässig sein. Daneben wird bestimmt, dass nahversorgungsrele-

vante Sortimente aus der Klever Sortimentsliste zulässig sind. Die Aufstellung dieses Be-

bauungsplans dient damit gleichfalls der Erhaltung und Entwicklung des zentralen Ver-

sorgungsbereichs „Kellen“ im Stadtgebiet von Kleve. 

 

Letztlich ist in planungsrechtlicher Hinsicht somit festzuhalten, dass das Bauvorhaben 

 weder dem bestehenden Planungsrecht noch den Planungsabsich-

ten der Stadt Kleve entgegen läuft. 

 

4. In tatsächlicher Hinsicht ist der Hinweis angezeigt, dass  vonseiten 

des Investors für das Bensdorp-Gelände bislang kein Kaufangebot für das Baugrundstück 

Emmericher Straße unterbreitet wurde. Soweit der gegenüber 

Vertretern der Stadt Kleve behauptet hat, er habe entsprechende Kaufangebote gemacht, 

entspricht dies nicht der Wahrheit. 
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II. Planungen für das Bensdorp-Gelände 

1. Das Gleiche gilt im Wesentlichen im Hinblick auf die Planungen für das Bensdorp-

Gelände, soweit diese in dem Bebauungsplanentwurf Nr. 2-305-0 zum Ausdruck ge-

kommen. Dieser Bebauungsplanentwurf sieht für den in Rede stehenden Bereich hin-

sichtlich der Art der baulichen Nutzung die Festsetzung eines Mischgebietes vor. Dem 

Einzelhandelskonzept der Stadt Kleve folgend sollen in den zu Festsetzung vorgesehenen 

Mischgebieten Einzelhandelsbetriebe nur eingeschränkt zulässig sein. In jeden Fall ist 

großflächiger Einzelhandel in den zur Festsetzung vorgesehenen Mischgebieten grund-

sätzlich unzulässig.  

 

Eine Weiterverfolgung der in dem vorgenannten Bebauungsplanentwurf zum Ausdruck 

kommenden städtebaulichen Absichten ist sinnvoll und wird von unserer Seite unbedingt 

angeregt.  

 

2. In diesem Kontext ist anzumerken, dass in der jüngeren Vergangenheit die Absicht der 

östlich der Van-den-Bergh-Straße und südlich 

des Grundstücks Van-den-Bergh-Straße einen Lebensmitteldiscounter zu etablieren, 

vonseiten der Stadt Kleve abgelehnt wurde, noch bevor ein förmliches Baugesuch einge-

reicht wurde. Städtebauliches Hauptargument dürfte insofern das Einzelhandelskonzept 

der Stadt Kleve gewesen sein, wonach Handel mit zentren- und nahversorgungsrelevan-

ten Sortimenten nicht außerhalb zentraler Versorgungsbereich etabliert werden soll.  

 

3. Demgegenüber sieht der Bebauungsplanentwurf Nr. 2-305-1 in der uns vorliegenden Fas-

sung vom 30.05.2017 für den Bereich der Wiesenstraße die Festsetzung eines Sonderge-

bietes „Großflächiger Einzelhandel und Wohnen“ vor. Innerhalb des Sondergebietes ist 

ein großflächiger Lebensmittelmarkt mit einer maximalen Verkaufsfläche vom 1.200 qm 

zulässig. Der Lebensmittelmarkt darf auf maximal 10 % seiner Verkaufsfläche zentrenre-

levante Randsortimente anbieten. Die Übrigen 90 % der Verkaufsfläche sind für nahver-
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sorgungsrelevante Sortimente entsprechend der Klever Liste zu nutzen. Des Weiteren ist 

in dem Sondergebiet eine Bäckerei mit Gastronomie mit einer Nutzfläche von maximal 

150 qm zulässig. Darüber hinaus sollen ab dem 1. Obergeschoss Wohnnutzungen zuge-

lassen werden.  

 

III. Stellungnahme zu dem Bebauungsplan Nr. 2-305-1 

1. Zunächst ist festzustellen, dass die Planung in dem Bebauungsplan Nr. 2-305-1 für den 

Bereich Wiesenstraße städtebaulich – entgegen § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB – nicht erforder-

lich ist. Ganz offensichtlich – dies ergibt sich bereits aus dem Kapitel 2 „Planungsanlass“ 

des Entwurfs der Begründung zur frühzeitigen Beteiligung zum Bebauungsplan Nr. 2-

305-1 für den Bereich Wiesenstraße – ist alleiniger Planungsansatz die Absicht des 

Grundstückseigentümers, das Bensdorp-Gelände insgesamt neu zu entwickeln. Absicht 

des Eigentümers ist die Ansiedlung eines großflächigen Nahversorgers mit ergänzender 

Wohnnutzung. Allein diese Entwicklungsidee des Investors soll durch die Aufstellung 

des Bebauungsplans Nr. 2-305-1 ermöglicht werden.  

 

Damit ist der Bebauungsplan nicht für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung er-

forderlich.  

 

Zwar ist es grundsätzlich möglich, dass eine Planung, die durch hinreichende städtebauli-

che Gründe getragen und deshalb im Sinne des § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB erforderlich ist, 

auch privaten Interessen dient und durch private Interessenträger angestoßen sein kann.  

 

Vgl. BVerwG, Beschluss vom 30.12.2009,- 4 BN 13.09-, Juris.  
 

Allerdings setzt dies immer voraus, dass neben den privaten Interessen auch städtebauli-

che Gründe für die Planung sprechen. Dies ist vorliegend ganz offensichtlich jedoch nicht 

der Fall. Ganz im Gegenteil zeigt die Planung gravierende Widersprüche zur bislang ver-
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folgten städtebaulichen Konzeption der Stadt Kleve und ist dementsprechend im Rahmen 

der Gesamtkonzeption nicht „vernünftigerweise geboten“.  

 

Maßgebliche Bedeutung kommt dabei den zuvor dargestellten Planentwürfen und dabei 

insbesondere dem Bebauungsplanentwurf Nr. 2-305-0 sowie dem Bebauungsplanentwurf 

Nr. 1-276-7 zu. Dem – insofern auch maßgebliche Bedeutung zukommenden – Einzel-

handelskonzept folgend, sehen diese Planentwürfe für das Grundstück 

die Zulassung großflächiger Einzelhandelsbetriebe im Sinne eines Nahversor-

gungszentrums vor und für das sog. Bensdorp-Gelände eine gemischte bauliche Nutzung. 

Bei diesen Planungen wurde – im Gegensatz zu dem Entwurf des Bebauungsplans Nr. 2-

305-1 – das Einzelhandelskonzept der Stadt Kleve, das der Rat am 12.02.2014 als hand-

lungsleitende Grundlage für die künftige Entwicklung Kleves beschlossen hat, entspre-

chend § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB als städtebauliches Entwicklungskonzept berücksichtigt. 

Der Entwurf zu dem Bebauungsplan Nr. 2-305-1 entspricht demgegenüber dem städte-

baulichen Entwicklungskonzept nicht. Damit ist der Bebauungsplanentwurf weder ver-

nünftigerweise geboten, noch kann dieser Bebauungsplanentwurf abwägungsfehlerfrei als 

Satzung beschlossen werden.  

 

In Kapitel 3.5 „Einzelhandelskonzept“ stellen Sie demgemäß auf Seite 10 richtigerweise 

fest, dass das Plangebiet außerhalb eines zentralen Versorgungsbereichs liegt und dem-

entsprechend eine Einzelhandelsentwicklung dort nicht zulässig ist. Soweit Sie in diesem 

Kontext wiederum darauf abstellen, dass sich bei einer wirtschaftlichen Betrachtung her-

ausstelle, dass ein Vorhaben in der geplanten Größe grundsätzlich verträglich sei und die 

Nahversorgungssituation verbessere, kann diese rein wirtschaftliche Betrachtung zum ei-

nen nicht über den städtebaulichen Missstand, der dadurch entstehen würde, hinwegtäu-

schen. Zum Anderen gehen wir davon aus, dass die wirtschaftliche Betrachtung, auf die 

Sie sich beziehen, nicht im ausreichenden Umfang berücksichtigt, dass an dem im Eigen-

tum unserer Mandantschaft stehenden Standort Emmericher Straße 273, 275 – also inner-

halb des zentralen Versorgungsbereichs „Kellen“ – nicht nur ein Lebensmittelmarkt vor-
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handen ist, der Bestandschutz genießt, sondern zugleich Erweiterungsabsichten doku-

mentiert sind, die letztlich bei entsprechender Umsetzung nach Genehmigung zu einer 

Stärkung des bestehenden zentralen Versorgungsbereichs in Kellen führen werden.  

 

In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass es unter städtebaulichen Aspekten nicht 

sinnvoll ist, den bestehenden zentralen Versorgungsbereich dadurch zu unterminieren, 

dass mit dem Bebauungsplanentwurf Nr. 2-305-1 die Voraussetzungen dafür geschaffen 

werden, dass im bestehenden zentralen Versorgungsbereich vorhandene Lebensmittel-

märkte verlagert werden können. Dies gilt erst Recht, wenn die Verlagerung dergestalt 

erfolgt, das der in Rede stehende Lebensmittelmarkt näher an das Zentrum von Kleve 

heran und weiter von dem Ortsteil Kellen wegrückt. Auch wenn im zentralen Versor-

gungsbereich gelegene Potentialflächen – nach Ihrer Ansicht – nicht aktiviert werden 

können, konterkariert die vorstehend dargelegte Verlagerung die Ziele des Einzelhan-

delskonzeptes und hilft nicht der fehlenden Reaktivierbarkeit der nördlich an das Grund-

stück unserer Mandantschaft angrenzenden Flächen ab.  

 

Anders als Sie in dem Entwurf zur Begründung ausführen, würde damit kein harmoni-

scher Übergang zwischen Kellen und Kleve geschaffen, sondern der zentrale Versor-

gungsbereich für Kellen u.E. in Gänze in Frage gestellt. Die Verlagerung des als Magnet-

betrieb zu bezeichnenden Lebensmittelmarktes wird ohne weiteres zu einer Schwächung 

des bestehenden zentralen Versorgungsbereiches führen. Warum sich diese „Planung 

dennoch in die vorher entwickelte Gesamtkonzeption grundsätzlich einfügen“ soll (vgl. 

S. 12, 3. Absatz des Entwurfs der Begründung zu dem Bebauungsplan Nr. 2-305-1), er-

schließt sich uns nicht. Zur Begründung wird auch insofern wieder allein das Eigentümer-

interesse an der Ansiedlung eines großflächigen Nahversorgers mit 1.200 m² Verkaufs-

fläche und einer Bäckerei auf dem Areal angeführt. Dabei handelt es sich allerdings nicht 

um ein städtebauliches Ziel, sondern um ein privatrechtliches Interesse, das die Erforder-

lichkeit der Bauleitplanung – wie dargestellt – nicht zu begründen vermag. 
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2. Darüber hinaus ist anzumerken, dass die Planung entgegen § 1 Abs. 4 BauGB nicht an 

die Ziele der Raumordnung angepasst ist. Insofern ist zunächst anzumerken, dass das 

Plangebiet innerhalb des im GEP 99 ausgewiesenen Bereichs für gewerbliche und indust-

rielle Nutzungen liegt. Damit steht der Planung – jedenfalls derzeit – das Ziel 6.5-1. des 

LEP NRW entgegen, wonach Standorte des großflächigen Einzelhandels nur in den all-

gemeinen Siedlungsbereichen dargestellt und festgesetzt werden dürfen.  

 

Des Weiteren steht auch das Ziel 6.5-2. des LEP NRW der Planung entgegen. Nach die-

sem Ziel der Raumordnung dürfen Standorte des großflächigen Einzelhandels mit zen-

trenrelevanten Kernsortimenten nur in zentralen Versorgungsbereichen dargestellt und 

festgesetzt werden. Nahrungs- und Genußmittel sind zentrenrelevant. 

 

Daneben ist bereits jetzt absehbar, dass auch dem Ziel 6.5-3 des LEP NRW – also dem 

Beeinträchtigungsverbot – nicht genügt werden wird. Durch die Darstellung und Festset-

zung des Sondergebietes für das Vorhaben i.S.d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrele-

vanten Sortimenten werden zentrale Versorgungsbereiche von Kleve wesentlich beein-

trächtigt werden.  

 

3. Vor dem Hintergrund des Vorstehenden regen wir dringend an, von der Planung Abstand 

zu nehmen und die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 2-305-1 für den Bereich Wiesen-

straße nicht weiter zu verfolgen. Städtebaulich sinnvoll und damit anzuregen ist vielmehr, 

insbesondere die Planung für das Baugrundstück  i.S.d. Bebau-

ungsplanentwurfs Nr. 1-276-7 wieder aufzugreifen und weiter zu verfolgen, um die Er-

tüchtigung des bestehenden Lebensmittelmarktes und damit die Entwicklung des zentra-

len Versorgungsbereichs Kellen voranzutreiben. 
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Für Rückfragen und eine vertiefende Erörterung stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 




